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KeineSprechstundebeimBürgermeister .AmMontagentfällt dieSprechstun-¬
de bei BürgermeisterSeitz wegendienstlicherVerhinderung.. . . .
Die Rotundenbrückewieder demVerkehr übergeben .Die Instandsetzungsar - ¬
beiten an der Rotundenbrückesind beendet ;es wird demnachdieBrücke
abSonntag ,den6 .Juli . J .für denallgemeinenVerkehrfreigegeben.
RückkehrvonKindernaus St ,Wolfgang .Montag ,den7 ." ulikommen450 .Kin- ¬
der aus St .Wolfgangum6 Uhrabendsam"estbahnhofean .DieElternwerden
ersucht ,die Kinder bestimmtabzuholen .
GoldeneHochzeiter ,Stadtrat Speiser überbrachte in Vertretung desBürger- ¬

meisterdenEhepaarenAntonundRosalieGünzl,. ,JohannundTheresia
Kern ,XVI .undIgnazundMarieSchürer ,VI . ,die Ehrengabeder StadtWien
zur goldenenHochzeit .

DasersteSchuljahrderKoch -undHaushaltungsschulederGemeindeWien.
Wien

Endeeuni hat die Koch -und Haushaltungsschuleder Gemeindedaserste
SchuljahrnachderUebernahmeausdemBesitzeeinesPrivatbereinsabge-¬
schlossen .Obgleich anfangs verwaltungstechnische Umstellungennotwendig
waren und sich auch sonst technische Schwierigkeiten zeigten ,ist die Schu¬
le dennoch ihrem begründeten Rufe treu geblieben und hat einen vollen Er - ¬

war so stark ,das infolgzuverzeichnen .DerAndrangzuallenKursen,
einigensogarmehrSchülerinnenaufgenommenwerdenmussten ,alsursprüng-¬
lich vorgesehenwar .ImLaufedesJahreswarenaucheigeneKursefürHaus-¬
gehilfinnenerrichtetworden ,die gleichfallssehrgutbesuchtwurden .Die
Hauswirtschaftsschulewurdevon34 Schülerinnen ,dieHaushaltungsschule
von37Schülerinnenunddie dreissigverschiedenenKurse ,die sonstnoch
abgehaltenwurdenvon628Schülerinnenfrequentiert .ObgleichSchulgeld-¬
befreiungenundSchulgeldermässigungenimBetragevonrund35Millionen
gewährtwurden,konntesichdieSchuleselbsterhaltenundbedarfzuihrer
Betriebskährungkeinen Zuschußder Gemeinde ,abgesehennatürlich vonden
großenAuslagenfür die InstandsetzungdesHauses.

FürdaskommendeSchuljahrfindewiedereineHauswirtschaftsschule,
eineHaushaltungsschuleundzehnSpezialkursevorgesehen.DieGegenstände
derHauswirtschaftsschulesindDeutsch,Bürgerkunde,Rechnen,Gesundheits-¬
lehre ,Nahrungs-undGenußmittellehre,Haushaltungskunde,Hausarbeiten,
Gartenpflege,Nähen,KinderwartenundKinderpflege,Kochen,Singenund
Turnen,IndieHauswirtschaftsschulewerdennur14-bis16jährigeMädchendie
aufgenommen ,die rein praktischen Erfordernisse eines reinpraktischen

Haushalteserlernenwollen.DieHaushaltungsschulehatdieAufgabe,die
zurHerstellungeinerpeiswürdigenKostundzurFührungeinergrößeren
Haus-undGastwirtschaftnotwendigenKenntnisseundFertigkeiten(als
Köchinnen,Wirtschafterinnen,Gastwirtinnen,etz . )miteinerallgemeinen
Bildungzuvermitteln.DieLehrgegenständesindSprachlehre,Fachrechnen
undKalkulation,Gesundheitslehre ,ersteHilfebeiUnglücksfällen,Bürger-¬
kunde ,Nahrungs -undGenußmittellehre ,Haushaltungskunde ,Weisnähen ,Klei - ¬

dermachen ,Modistenarbeiten,hauswirtschaftlicheUebungen,Gartenpflege,
WaschenundBügeln,Servierkunde,Kochen,KonservierungvonObstund
Gemüse,SingenundTurnen.

DieSpezialkursesindvormittägigeKoch-undAbendkochkurse,Ser-¬
vier -und Einsiedekurse ,Kleidermach -und Weißnähkursean Abenden ,Modiste

Modistenkurse,fernerfürHausgehilfinnenKoch- ,Kleidermach-undWeis-¬
nähkurse ,die zwischen 2 6 und 8 Uhr abends abgehalten werden .

DieSchulgelderwerden,wenndiewirtschaftlichenVerhält-¬die

nissegleichbleibensollten ,wiebis gegenüberdemvorigen
SchuljahrkeineErhöhungerfahren .NurfürdenEinsiedekurswirddasSchulgeldvon30. 000Kauf35. 000Kronenerhöht.

. - . - . .
UnbefugteSammlungenfür Wohltätigkeitszwecke .DerMagistratmachtauf - ¬
merksam,daßdievomVerbandederjüdischenFriegsinvaliden,Witwenund
Waisenin WienerHäusernmittelst SammelbøgenveranstalteteSammlung
ohnebehördlicheBewilligung ,somit unbefugtvorgenommenwird .Dadie
behördlicheBewilligungfür Sammlungenkeineswegsnur eineFormalitätsondern zum Schutze der Bevölkerung gegen das Sammelunwesen unbe - ¬
dingt notwendig ist und deshalb stets auf Grund sorgfältiger Ueberprü¬
fung der objektiven und subjektiven Rücksichtswürdigkeit erteilt wird ,
müssen derartige unbefugte Sammlungen mit allen gesetzlich zulässigen
Mitteln bekämpft werden .Das Geeignetste dieser Mittel ist zweifellos ,
wenndie Bevölkerungsolche sktichenzurückweist .
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DiefinanziellenSorgenderStädte .ImWienerRathausfandamFreitag
eineSitzungdesGrossenAusschussesdesDeutschösterreichischenStädte.
bundesstatt ,dievondenBürgermeisternfast allerLandeshauptstädte
und der grösseren Stadtgemeinden besucht war .Nach einer kurzenBegrüs - ¬

sungdurchdenObmannBürgermeisterSeitzgabNationalratDr .Danneberg
eineausführlicheDarstellungderschwierigenundlangwierigenVerhand-¬
lungen über die von der Regierungvorgelegte Novelleüber dieAbgaben- ¬

teilungzwischenBund,LänderundGemeinden.DieRegierungwolltedie
Einkommensteuerinkamerieren.Daskonnteverhindertwerden .DieStädte
müssenaber trotzdem grosse finanzielle Opfer bringen .Gemeindenund
länder verlieren durch das neue Gesetz im Jahre 1924fünfhundertMilli¬
ardenKronen.SovielmüssemsieaufGrunddesneuenGesetzesvonihren
Anteilenan dengemeinsamenSteuerndemBundabtreten .Einenteilweisen
ErsatzkönnendieGemeindennurdurchdieErhöhungderRealsteuernfin¬
den. DieRegierungwirdauchsolcheErhöhungenbegünstigtbehandeln.Es
handeltsichbeidiesemGesetzumeinKompromiss,daseigentlichkeinen
derbeidenTeilebefriedigthat .DasFinanzministeriumhatwährendder
achtmonatigenVerhandlungenüber das AbgabenteilungsgesetzdenGemein-¬
dendie ihnengebührendenSteueranteile nur stark gekürztüberwiesen.

Dadurchsind vorallemdie grässerenStädtein eine äusserstbedrängte
finanzielleLagegeraten .EsmüssedaherandasFinanzministeriumsofort
wegenderFlüssigmachungdieserRückständeherangetretenwerden.

Magistratsdirektor Dr .Hartl berichtete über dieVerwaltungsreform
desBundes.Erführteaus ,dasdievonderRegierungunterderFlagge
„Verwaltungsreform"eingebrachtensechsGesetze ,dasVerfassungsgesetz,
durch das Artikel 11 , . 7der Bundesverfassung vorzeitig in Kraft gesetzt

werdensoll ,das Einführungsgesetz ,das Verwaltungsverfahrensgesetz ,das
Verwaltungsstrafverfahrensgesetz,dasVerwaltungsvollstreckungsgesetzund
dasVerwaltungsentlastungsgesetznichtsmitderinderBundesverfassung
angekündigtenVerwaltungsreformzutunhaben ,wedermitdemimArtikel
120derBundesverfassungversprochenenVerfassungsgesetzüberdieOrgani-¬
sation der staatlichen Verwaltungin den Ländern ,noch mit demimVer- ¬

fassungsübergangsgesetzversprochenenBezirksverwaltungsgesetz.Unddoch
wäredie RegelungdieserFrundlagender Verwaltungsorganisationäußerst
dringend .Das im Artikel 120 versprochene Verfassungsgesetz bildet eine

der Voraussetzungendes endlichen Inkrafttretens der Kompetenzartikelder
Bundesverfassung,dasnichtnurimInteressederFlärungderKompetenzen
in GesetzgebungundVollziehungunbedingtnotwandigwäre ,sondernauch
dieVoraussetzungfüreineendgiltigeRegelungderAbgabenteilungzwi¬
schenBundundLändernsowiedie JeseitigungdesbekanntenDoppelgeleises
in der Landesverwaltungbilde .Die drei Verfahrensgesetzestellen sich
imwesentlichenals einesystematischeKompilationderin ersterEinie
aufderjahrzehntelangenSpruchpraxisnichtimmergehandhabtenVerfahrens-¬
grundsätzedar .DieeinzelnenBestimmungenwerdenallerdingsmancheAn¬

fechtungerfahren .DasVerwaltungsentlastungsgesetzbedeuteeinMosaik,
dessenSteinedurchausnichtvonhomogenerQualitätsind .Auchwerdenin
diesesGesetzeinerseitsmancheGebietederVerwaltung,soinsbesondere
dasVereins -undVersammlungsrecht,aufdenennichtunbedeutendeEntla¬
stungsmöglichkeiten bestünden ,nicht einbezogen ,andererseits seien aber

Vorschriftenaufgenommen,die nicht demSweckedesSesetzes ,derEntla-¬
stungderBehördendienen ,sondernmateriell-rechtlicheAbänderungensind ,
die eigentlich im Entlastungsgesetz keinen Raumfinden sollten .

EserfolgtenocheineAusspracheüberdie ErlangungvonInvestiti
onsanleihenfürdieStädte ,andersichNationalratDr .Danneberg,die
BürgermeisterMuchitsch( Graz) ,Wokral( Steyr )undPreis(Salzburg)betei-¬
ligten ,woraufsich die Mitglieder des GroßenAusschusseszumBundesfi¬
nanzministerbegaben.

DieVorsprachederStädtevertreterbeimFinanzminister.AmFreitag
nachmittagswurdendieMitgliederdesGrossenAusschussesdesStädte-¬
bundesvomFinanzministerempfangen.NationalratDr .Dannebergteilte
demMinisterdasErgebnisderdieserVorsprachevorausgegangenen
SitzungderStädtevertretermitundersuchteummöglichstrasche
UeberweisungderrückständigenAbgabenanteileandieGemeinden .

FinanzministerDr .Kienböckantwortete ,dassdiemonatlichenUeber-¬
weisungenan die Gemeindennoch im Juli umeinen gewissenProzent - ¬

satzerhöhtwerden.ObdarüberhinausirgendeinefinanzielleLeistung
andieGemeindenmöglichsei,könneer momentannochnichtsagen. Die
Abgabenteilungsnovellewar ein notwendigerSchritt ,der wohlnicht

derletzteseinwird. SokönnteschonimlaufendenJahrdieAbschaf-¬
fungderPersonalzuschüsse,welchedieGemeindennachdemgeltenden
Gesetznochbis31. Bezember1924erhaltensollen ,inErwägunggezo-¬
genwerden.DieStädtemüssenalleAnstrengungenmachen,umzueinersparsamenWirtschaftführungzukommen.

VizebürgermeisterResch(Linz)erklärte ,dassdiegrösserenStädte
unmöglichneueOpferbringenkönnen.MitRücksichtaufdiedenStädter
vonderRegierungvorenthaltenenAnteileandengeteiltenSteuern,
hatLinzbedeutendeDarlehenaufnehmenmüssen,dasonstdieStadt-¬
verwaltung,derdieseMittelfehlten,zusammengebrochenwäre.Wennnundie RegierungeineRückzahlungdieserdurchein halbesJahrden
StädtenvorenthaltenenAnteilehinausziehtunddazunochvorzeitig
dieZuschüssezumPersonalaufwandeinstellenwill ,dannwirdfürdie
StädteeinefinanzielleKatastropheunausweichlicheintreten .

StadtratDr .Fischer(StzPölten)machtdenMinisterdaraufaufmerk-¬sam,dassdieGemeindenjetztdringendMittelbrauchen,weilsiedie
meistenArbeitennurindenSommenmonatendurchführenkönnen.

BürgermeisterMuchitsch( Graz)legtinlängerenAusführungendie
verzweifelteFinazlagederStadtGrazdar .EsmusstenDarlehenaufge-¬
nommenwerden,fürdiedreissigProzentZinsenzuzahlensind .DerAb-¬
gangfürdasJahr1924betrugnachdemVoranschlagmehralsfünfund-¬
zwanzigMilliardenunderhöhtsich durchdie novellierteAbgaben-¬
teilung umweitereacht Milliarden .Sparsamerals .bisher kanndie
Stadtnichtverwaltetwerden .GegenwärtighabendieAusgabenerst
sechzigProzentdesFriedensstandeserreicht .Am1 .Julikonnteden
Angestelltennur mehrdie Hälfte der Bezügeausgezahltwerden .Auch
dieRechnungenderGeschäftsleute,diefürdieStadtverwaltungarbei-¬
ten ,könnennichtbezahltwerden.NeueOpferkönneGraznichtertra-¬gen .

NationairatDr .Dannebergfragt ,obnichtausdemHestdesVölker-¬
bundkreditsdenGemeindendierückständigenSteueranteilebezahlt
werdenkönnten.

BürgermeisterDr .Stingl( Krems)erklärt ,dassdieSituationderGe-¬
meindenüberauskritisch sei undbittet den Minister ,ob nichtwenig- ¬
stanseineErhöhungdermonatlichenUeberweisungenüberdeninAus-¬
sicht gestellten Prozentsatz möglichwäre .

FinanzministerDr.Kienböckantwortet,dasseineUeberweisungan
dieGemeindenausdemRestdesVölkerbundkreditsunmöglichsei .Wei-¬
tergehendeZusagenkönneernichtmachen.EsseiwohlaufdieDauer
unmöglich,dassderBundsogrosseAbgabenandieGemeindenundLän-¬
derleisteunddabeiselberimäusserstenMassbeegntsei .Dürchdie
NovellierungdesAbgabenteilungsgesetzessindwirdwohlschoneinen
Schritt der Ordnungnäher gekommen ,aber es kanndies nicht derletz - ¬
teSchrittsein .DieRegierungmüsseeineweitereReformdesfinan-¬
ziellen VerhältnissezwischenBundundGemeindenanstrebenunder
sei gernebereit ,sich mitdenVertreternderStädteständiginVer-¬
bindungzuhalten .Erbegreife ,dassdieLagederStädteeinesehr
schwierigeist ,aberdieRegierungkönneunmöglichmehrleisten ,als
finanziell möglichsei .



ken ,wenn der Kampf gegen dde Tuberkulose in Wien Erfolge aufzuweisen hat .

Die regelmässigen monatlichen Spende der Gesellschaft der Freundemachten

esmöglich,dieprivatenFürsorgestellenweiterzuführen.DieGesellschaft
stellte aucheine größereSpendefür solcheKinderzur Verfügung ,dienicht
nach Wienzuständig sind ,für die von keiner Seite auch nur diegeringsten
Verpflegungskosten geleistet werden und die einen Aufenthalt in Pungen - ¬

heilstättenbenötigen.
WasnundienächstenZielederLandeszentralefürdieBekämpfung

der Lungentuberkulose betrifft ,so zeichnet sie !Oberphysikus Pr . Böhmfol - ¬

gendermaßen' ,EsbedarfeinerinnigerenZusammenarbeitvonKrankenkassenund
Fürsorgestellen ,dann der weiteren Fortbildung der Fürsorgeärzte undFür - ¬
sorgerinnern schließlich wird an demweiteren AusbauderFürsorgedeckung,

( . h .der Bereitstellung von Plätzen in luberkuloseanst alten )
/insbesondere hinsichtlich der an chirurgischer Tuberkulose leidenden Er - ¬

wachsenengedacht werdenmüssen .Vorallem mußaber auch derbesondere
KampfgegendieTuberkulosezurallzemeinenAufklärungderBevölkerunginAngelegenheitenderHygieneundzurFörderungdessozielenEmprindens

führen
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